
Sachgebiet 1/3 Europarecht
5/2/1 Asylverfahrensrecht

Normen EUVO Nr. 604/2013 Art. 29 Abs. 1
EGVO Nr. 1560/2003 Art. 7 Abs. 1
AsylVfG § 27a
AsylVfG § 34a Abs. 1

Schlagworte Zuständiger Mitgliedstaat
Überstellung
Abschiebungsanordnung

Leitsatz

Zulassung der Berufung zur Klärung der Fragen, ob § 34a Abs. 1 AsylVfG mit den Vorgaben 
des Unionsrechts vereinbar ist, und ob eine unionrechtskonforme Handhabung durch die 
vollziehende Ausländerbehörde möglich ist.

VGH Baden-Württemberg Beschluss vom 02.07.2014 A 11 S 1196/14

Vorinstanz VG Stuttgart (Az. A 8 399/14)

Vorblatt mit Leitsatz VENSA-Blatt ohne Leitsatz



A 11 S 1196/14

VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WÜRTTEMBERG

B e s c h l u s s

In der Verwaltungsrechtssache

- Kläger -
- Antragsteller -

prozessbevollmächtigt:

gegen

Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch den Bundesminister des Innern,
dieser vertreten durch den Leiter des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge - Außenstelle Reutlingen/Eningen u. A. -,
Arbachtalstraße 6, 72800 Eningen, Az: 

- Beklagte -
- Antragsgegnerin -

wegen Überstellung nach Ungarn
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung

hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Funke-Kaiser, die Richterin
am Verwaltungsgerichtshof Dr. Bauer und die Richterin am Verwaltungsge-
richtshof Dr. Paehlke-Gärtner

am 2. Juli 2014

beschlossen:
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Auf den Antrag des Klägers wird die Berufung gegen das Urteil des Verwal-
tungsgerichts Stuttgart vom 21. Mai 2014 - A 8 K 399/14 - zugelassen, soweit 
es die Klage gegen die Ziffer 2 des Bescheids der Beklagten vom 17.01.2014 
abgewiesen hat.

Im Übrigen wird der Antrag auf Zulassung der Berufung abgelehnt.

Der Kläger trägt die Hälfte der Kosten des gerichtskostenfreien Zulassungs-
verfahrens; im Übrigen bleibt die Kostenentscheidung der abschließenden 
Entscheidung im Berufungsverfahren vorbehalten.

Gründe

Der uneingeschränkt gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart ge-

stellte Zulassungsantrag ist nur hinsichtlich der angegriffenen Ziffer 2 des Be-

scheids vom 17.01.2014 zulässig. Denn in Bezug auf die Ziffer 1 des Be-

scheids enthält die Begründung des Zulassungsantrags keine Ausführungen. 

Die gegen die Vereinbarkeit des Erlasses einer Abschiebungsanordnung mit 

Unionsrecht erhobenen Einwände, stehen ersichtlich nicht in Zusammenhang 

mit der den Gegenstand der Ziffer 1 bildenden Frage, ob Ungarn der für die 

Behandlung des Asylbegehrens zuständige Mitgliedstaat ist.

Der Kläger hat in Bezug auf die Ziffer 2 des angegriffenen Bescheids dem ge-

setzlichen Darlegungserfordernis genügend  begründet, dass die Sache 

grundsätzliche Bedeutung hat (vgl. § 78 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG). 

Die grundsätzliche Bedeutung liegt auch in der Sache vor. Es ist grundsätz-

lich klärungsbedürftig, ob der Erlass einer Abschiebungsanordnung, der nach 

den Tatbestandsvoraussetzungen des § 34a Abs. 1 AsylVfG voraussetzt, 

dass eine Abschiebung, d.h. eine Durchsetzung der Ausreisepflicht mit den 

Mitteln des unmittelbaren Zwangs zulässig ist und durchgeführt werden soll 

und kann, mit den Vorgaben des Unionsrechts vereinbar ist (vgl. hierzu GK-

AsylVfG, § 27a Rn. 252 und 257; § 34a Rn. 53). Das Unionsrecht geht von 

drei möglichen Modalitäten der Aufenthaltsbeendigung aus, nämlich der 

Überstellung (1) auf Initiative des Asylbewerbers innerhalb einer vorgegebe-

nen Frist, (2) in Form der kontrollierten Ausreise, wobei der Asylbewerber bis 

zum Besteigen des Beförderungsmittels von einem Bediensteten des ersu-
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chenden Staates begleitet wird und dem zuständigen Staat Ort, Datum und 

Uhrzeit seiner Ankunft bis zu einer vereinbarten Frist vor der Ankunft mitge-

teilt wurden oder (3) in Begleitung, wobei der Asylbewerber von einem Be-

diensteten des ersuchenden Staates oder einem Vertreter einer von dem er-

suchenden Staat zu diesem Zweck beauftragten Einrichtung eskortiert und 

den Behörden des zuständigen Staats überstellt wird (vgl. Art. 29 Abs. 1 UA 2 

VO Dublin III i.V.m. Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1560/2003 vom 02.09.2003 

(ABl. L Nr. 222, 3) i.d.F. DVO (EU) Nr. 118/2014 vom 30.01.2014 (ABl. L Nr. 

39, 1). Der im nationalen Recht angelegte, eine Prüfung der Umstände des 

Einzelfalls ausschließende Automatismus begegnet unionsrechtlichen Beden-

ken. Im Berufungsverfahren wird insbesondere auch zu klären sein, ob ggf. § 

34a AsylVfG einer unionsrechtskonformen Auslegung oder Handhabung zu-

gänglich ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar.

Belehrung über das zugelassene Rechtsmittel

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses 

zu begründen. Die Begründung ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-

Württemberg, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 

68032 Mannheim, einzureichen. Die Begründung muss einen bestimmten An-

trag sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung (Beru-

fungsgründe) enthalten.

Für das Berufungsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die 

Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmäch-

tigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 

Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. Als Bevollmäch-

tigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder 

staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen Uni-
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on, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besit-

zen, zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 

einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebilde-

ten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähi-

gung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt 

anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein-

schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 

Zusammenschlüsse  vertreten lassen. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof sind auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 

7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zu-

gelassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 

VwGO zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.

Funke-Kaiser                         Dr. Bauer               Dr. Paehlke-Gärtner


